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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 

Az: B 5 R 114/12 B 
 
L 4 R 1358/10 (LSG Baden-Württemberg) 
S 3 R 1593/08 (SG Heilbronn) 
 
 
 
……………………………., 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………….., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Baden-Württemberg, 
Gartenstraße 105, 76135 Karlsruhe, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 11. Oktober 2012 durch den 

Vorsitzenden Richter Dr. B e r c h t o l d  sowie die Richter Dr. K o l o c z e k  

und K a r m a n s k i  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 17. Februar 2012 wird als unzulässig 

verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu erstatten.  
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 17.2.2012 hat das LSG Baden-Württemberg einen Anspruch der Klägerin auf 

Rente wegen Erwerbsminderung verneint.  

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in dieser Entscheidung wurde Beschwerde zum BSG 

eingelegt. In der Beschwerdebegründung werden Verfahrensmängel, eine grundsätzliche Be-

deutung sowie Divergenz geltend gemacht. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig, weil sie nicht formgerecht begründet ist.  

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

- die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

- das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG abweicht 

und auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

- ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung 

beruhen kann (aaO Nr 3). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung nicht nach Maßgabe der 

Erfordernisse des § 160a Abs 2 S 3 SGG dargetan. Die Beschwerde ist daher gemäß § 160a 

Abs 4 S 1 iVm § 169 SGG zu verwerfen. 

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel vorliege, 

auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 1 SGG), so 

müssen bei der Bezeichnung des Verfahrensmangels (§ 160a Abs 2 S 3 SGG) zunächst die 

den Verfahrensmangel (vermeintlich) begründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden. 

Darüber hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des LSG aus-

gehend von dessen materieller Rechtsansicht auf dem Mangel beruhen kann, also die Möglich-

keit einer Beeinflussung des Urteils besteht.  

 

Die Klägerin rügt eine Verletzung ihres Anspruchs auf rechtliches Gehör (§ 62 SGG, Art 103 

Abs 1 GG). 

 

Ein solcher Verstoß liegt ua vor, wenn das Gericht seiner Pflicht, das Vorbringen der Beteiligten 

zur Kenntnis zu nehmen und in seine Erwägungen einzubeziehen, nicht nachgekommen ist (vgl 

BSG SozR 3-1500 § 62 Nr 19 S 33 mwN) oder sein Urteil auf Tatsachen und Beweisergebnisse 

stützt, zu denen sich die Beteiligten nicht haben äußern können (vgl BSG SozR 3-1500 § 62 

Nr 12 S 19). Ferner hat das Gebot der Gewährung rechtlichen Gehörs zum Inhalt, dass die 

Beteiligten ausreichend Gelegenheit zur Abgabe sachgemäßer Erklärungen haben müssen und 

ihnen dazu eine angemessene Zeit eingeräumt wird (BSG SozR 4-1500 § 62 Nr 1 RdNr 6 
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mwN). Zur Begründung eines entsprechenden Revisionszulassungsgrundes ist nicht nur der 

Verstoß gegen diesen Grundsatz selbst zu bezeichnen, sondern auch darzutun, welches Vor-

bringen ggf dadurch verhindert worden ist und inwiefern die angefochtene Entscheidung 

- ausgehend von der Rechtsauffassung des LSG - darauf beruhen kann (BSG SozR 1500 

§ 160a Nr 36). Ferner ist Voraussetzung für den Erfolg einer Gehörsrüge, dass der Beschwer-

deführer darlegt, seinerseits alles getan zu haben, um sich rechtliches Gehör zu verschaffen 

(BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 22 S 35; vgl auch BSGE 68, 205, 210 = SozR 3-2200 § 667 Nr 1 

S 6). 

 

Die Klägerin sieht eine Verletzung ihres Anspruchs auf rechtliches Gehör durch das Berufungs-

gericht darin, dass sie "überhaupt nicht angehört" werde, "dh ihr nicht geglaubt" werde. Mit die-

sem Vorbringen ist eine Verletzung des Anspruchs auf rechtliches Gehör nicht dargetan. So ist 

dem Vortrag der Klägerin nicht zu entnehmen, warum es ihr nicht möglich gewesen sein sollte, 

sich in der mündlichen Verhandlung vor dem LSG im Beisein ihres Bevollmächtigten und eines 

türkischen Dolmetschers rechtliches Gehör zu verschaffen, selbst wenn sie - ausweislich ihrer 

Beschwerdebegründung - vom Gericht nicht ausdrücklich befragt worden ist.  

 

Die Klägerin rügt außerdem, das LSG habe ihren Hilfsbeweisantrag verfahrensfehlerhaft über-

gangen,  

 "hilfsweise, weitere Sachverständigengutachten auf chirurgisch-orthopädischem, inter-
nistischem, schmerztherapeutischem, nervenfachärztlichem sowie neuropsychologi-
schem Fachgebiet einzuholen".  

 

Soweit - wie vorliegend - Verstöße gegen die tatrichterliche Sachaufklärungspflicht (§ 103 SGG) 

gerügt werden, muss die Beschwerdebegründung hierzu jeweils folgende Punkte enthalten: 

(1) Bezeichnung eines für das Revisionsgericht ohne Weiteres auffindbaren Beweisantrags, 

dem das LSG nicht gefolgt ist, (2) Wiedergabe der Rechtsauffassung des LSG, auf Grund derer 

bestimmte Tatfragen als klärungsbedürftig hätten erscheinen müssen, (3) Darlegung der von 

dem betreffenden Beweisantrag berührten Tatumstände, die zu weiterer Sachaufklärung Anlass 

gegeben hätten, (4) Angabe des voraussichtlichen Ergebnisses der unterbliebenen Beweisauf-

nahme und (5) Schilderung, dass und warum die Entscheidung des LSG auf der angeblich feh-

lerhaft unterlassenen Beweisaufnahme beruhen kann, das LSG mithin bei Kenntnis des 

behaupteten Ergebnisses der unterlassenen Beweisaufnahme von seinem Rechtsstandpunkt 

aus zu einem anderen, dem Beschwerdeführer günstigeren Ergebnis hätte gelangen können 

(BSG SozR 4-1500 § 160a Nr 21 RdNr 5; BSG SozR 4-1500 § 160 Nr 18 RdNr 8). Diesen Er-

fordernissen wird die Beschwerdebegründung nicht gerecht. 

 

Die Klägerin hat bereits nicht aufgezeigt, dass sie einen prozessordnungsgemäßen Beweisan-

trag gestellt habe. Zur Darlegung eines prozessordnungsgemäßen Beweisantrags muss nicht 

nur die Stellung des Antrags, sondern auch aufgezeigt werden, über welche im Einzelnen be-

zeichneten Punkte Beweis erhoben werden sollte. Ein Beweisantrag im Rahmen eines Renten-
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verfahrens muss sich möglichst präzise mit dem Einfluss dauerhafter Gesundheitsbeeinträchti-

gungen auf das verbliebene Leistungsvermögen befassen. Ein Antrag, der lediglich zum Ziel 

hat, eine andere (Leistungs-)Beurteilung auf Grund der bereits geklärten Tatsachen oder eine 

andere Diagnosestellung zu erreichen, erfüllt diese Anforderungen grundsätzlich nicht. Denn 

Merkmal eines Beweisantrags ist die Behauptung einer bestimmten entscheidungserheblichen 

Tatsache und die Angabe des Beweismittels für diese (zum Ganzen BSG SozR 4-1500 § 160a 

Nr 3 RdNr 6 mwN, RdNr 8). Diesen Anforderungen genügt die Beschwerdebegründung in Hin-

blick auf den og Hilfsbeweisantrag nicht.  

 

Die Klägerin rügt weiter, das LSG habe ihre weiteren Hilfsbeweisanträge verfahrensfehlerhaft 

übergangen, "weiter hilfsweise, nach § 109 SGG bei Prof. Dr. S.                                       

                  ein neurologisches sowie bei Diplom-Psychologin Sch.                                    

                ein neuropsychologisches Zusatzgutachten einzuholen" sowie "weiter hilfsweise, 

nach § 109 SGG Dr. G.     ergänzend zu hören".  

 

Dabei übersieht sie jedoch, dass eine Nichtzulassungsbeschwerde nach der ausdrücklichen 

Bestimmung des § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG auf eine Verletzung des § 109 SGG unter kei-

nen Umständen gestützt werden kann (BSG SozR 4-1500 § 160 Nr 4 RdNr 3). Dieser Aus-

schluss gilt ausnahmslos für jede fehlerhafte Anwendung des § 109 SGG (vgl BSG SozR 

4-1500 § 160 Nr 9 RdNr 4; SozR 1500 § 160 Nr 34 S 30 f). Darin liegt keine Missachtung von 

Art 103 Abs 1 GG. Vielmehr ist es gerade mit Blick auf das Amtsermittlungsprinzip (§ 103 SGG) 

verfassungsrechtlich unbedenklich, von einer Revisionszulassung grundsätzlich alle Entschei-

dungen auszunehmen, die eine fehlerhafte Anwendung des § 109 SGG aufweisen, unabhängig 

davon, worauf dieser Verfahrensfehler im Einzelnen beruht (BVerfG SozR 1500 § 160 Nr 69 

S 75 f; BSG Beschluss vom 22.7.2010 - B 13 R 585/09 B - Juris RdNr 8 mwN; vgl auch Leithe-

rer in Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer, SGG, 10. Aufl 2012, § 160 RdNr 17b).  

 

Selbst wenn man der Klägerin auch bei einem nach § 109 SGG eingeholten Gutachten das 

Recht gemäß § 116 S 2 SGG, § 118 Abs 1 S 1 SGG iVm §§ 397, 402, 411 Abs 4 ZPO zuge-

stehen würde, dem Sachverständigen diejenigen Fragen vorlegen zu lassen, die er zur Aufklä-

rung der Sache für dienlich erachtet (BVerfG <Kammer> Beschluss vom 3.2.1998 - 1 BvR 

909/94 - NJW 1998, 2273 = Juris RdNr 11; vgl auch BSG Beschluss vom 12.12.2006 - B 13 R 

427/06 B - Juris RdNr 7; BGH Urteil vom 7.10.1997 - VI ZR 252/96 - NJW 1998, 162 = Juris 

RdNr 10 - alle mwN) fehlt es an hinreichenden Darlegungen. Zwar müssen die dem Sachver-

ständigen zu stellenden Fragen nicht formuliert werden. Es reicht vielmehr aus, die erläute-

rungsbedürftigen Punkte hinreichend konkret zu bezeichnen (BSG SozR 3-1750 § 411 Nr 1 

S 4, SozR 4-1500 § 116 Nr 1 RdNr 7; BVerwG Beschluss vom 19.3.1996 - 11 B 9/96 - NJW 

1996, 2318 - Juris RdNr 3), zB auf Lücken oder Widersprüche hinzuweisen. Einwendungen in 

diesem Sinn sind dem Gericht rechtzeitig mitzuteilen (vgl § 411 Abs 4 ZPO). Eine Form für die 

Befragung ist gesetzlich nicht vorgeschrieben, sodass sie sowohl mündlich als auch schriftlich 
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erfolgen kann. Da die Rüge der Verletzung des Rechts auf Befragung eines Sachverständigen 

letztlich eine Gehörsrüge darstellt, müssen zudem deren Voraussetzungen erfüllt sein. 

Insbesondere muss der Beschwerdeführer alles getan haben, um eine Anhörung des 

Sachverständigen zu erreichen (BSG Beschluss vom 19.11.2009 - B 13 R 247/09 B - Juris 

RdNr 11; BSG SozR 4-1500 § 116 Nr 1 RdNr 7). Dieser Obliegenheit ist ein Beteiligter 

jedenfalls dann nachgekommen, wenn er rechtzeitig den Antrag gestellt hat, einen 

Sachverständigen zur Erläuterung seines Gutachtens anzuhören und er schriftlich Fragen im 

oben dargelegten Sinne angekündigt hat, die objektiv sachdienlich sind; liegen diese 

Voraussetzungen vor, muss das Gericht dem Antrag folgen, soweit er aufrechterhalten bleibt 

(vgl BSG SozR 4-1500 § 62 Nr 4 RdNr 5). Das gilt auch dann, wenn das Gutachten nach 

Auffassung des Gerichts ausreichend und überzeugend ist und keiner Erläuterung bedarf 

(BVerfG NJW 1998, 2273 = Juris RdNr 11; BGH Urteil vom 17.12.1996 - VI ZR 50/96 - NJW 

1997, 802 - Juris RdNr 6). 

 

Vorliegend hat es die Klägerin bereits versäumt, die erläuterungsbedürftigen Punkte hinrei-

chend konkret zu bezeichnen. Auch zeigt die Beschwerdebegründung keine Anhaltspunkte 

dafür auf, dass das LSG den Grundsatz des fairen Verfahrens, den das BVerfG in ständiger 

Rechtsprechung insbesondere aus Art 2 Abs 1 iVm Art 20 Abs 3 GG (Rechtsstaatsprinzip) her-

leitet (BVerfGE 38, 105, 111; 78, 123, 126; BVerfG <Kammer> Beschluss vom 3.1.2001 - 1 BvR 

2147/00 - NJW 2001, 1343), verletzt haben könnte. 

 

Des Weiteren hat die Klägerin auch die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache nicht hin-

reichend dargelegt. Eine Rechtssache hat nur dann grundsätzliche Bedeutung, wenn sie eine 

Rechtsfrage aufwirft, die über den Einzelfall hinaus aus Gründen der Rechtseinheit oder der 

Fortbildung des Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Der 

Beschwerdeführer muss daher anhand des anwendbaren Rechts und unter Berücksichtigung 

der höchstrichterlichen Rechtsprechung angeben, welche Fragen sich stellen, dass diese noch 

nicht geklärt sind, weshalb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus Gründen der Rechtseinheit 

oder der Fortbildung des Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren 

eine Klärung erwarten lässt. Ein Beschwerdeführer muss mithin, um seiner Darlegungspflicht zu 

genügen, eine Rechtsfrage, ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, ihre (konkrete) Klärungsfä-

higkeit (Entscheidungserheblichkeit) sowie die über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung 

der von ihm angestrebten Entscheidung (so genannte Breitenwirkung) darlegen (zum Ganzen 

vgl BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN). 

 

Nach dem Vortrag der Klägerin ist es ein Problem von grundsätzlicher Bedeutung, "ob im psy-

chiatrischen Bereich eine muttersprachliche Begutachtung zB eines türkischen Mitarbeiters 

einen besonderen Stellenwert gegenüber Begutachtungen durch deutschsprachige 

Begutachter haben muss, insbesondere dann, wenn letztere nicht durch entsprechend 

sprachkundige Gutachter unterstützt werden", bzw wird von der Klägerin grundsätzliche 
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Bedeutung angenommen insoweit, "als oben dargelegt das Gericht die Position vertritt, dass 

bereits durch eine Begutachtung nach § 109 SGG auf irgendeinem medizinischen Fachgebiet 

das Recht, eine solche Begutachtung zu beantragen, insgesamt verbraucht ist und das Gericht 

auch ohne Konsequenz das erholte Gutachten nach § 109 SGG beliebig durch weitere voll 

umfängliche Gutachten nach § 106 SGG unterlaufen kann". 

 

Mit diesen Formulierungen wird die Beschwerdebegründung schon dem ersten Erfordernis 

nicht gerecht. Denn die Klägerin hat keine abstrakt-generelle Rechtsfrage zum Inhalt oder 

Anwendungsbereich einer revisiblen Norm (vgl § 162 SGG) gestellt, die der Senat mit "Ja" oder 

"Nein" beantworten könnte (vgl Senatsbeschluss vom 6.4.2010 - B 5 R 8/10 B - BeckRS 2010, 

68786 RdNr 10; BSG Beschluss vom 5.11.2008 - B 6 KA 24/07 B - BeckRS 2009, 50073 

RdNr 7 sowie BAGE 121, 52 RdNr 5 f). Die Formulierung einer abstrakten, aus sich heraus 

verständlichen Rechtsfrage ist jedoch unverzichtbar, damit das Beschwerdegericht an ihr die 

weiteren Voraussetzungen der Grundsatzrüge prüfen kann (Becker, SGb 2007, 261, 265; 

Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 6. Aufl 2011, Kap IX, 

RdNr 181). Es gehört nicht zu den Aufgaben des BSG, den Vortrag daraufhin zu analysieren, 

ob sich ihm eventuell eine entsprechende Rechtsfrage entnehmen ließe (vgl BSG SozR 3-1500 

§ 160a Nr 26 S 48). 

 

Die Divergenzrüge hat ebenfalls keinen Erfolg. Divergenz iS von § 160 Abs 2 Nr 2 SGG liegt 

vor, wenn die tragenden abstrakten Rechtssätze, die zwei Entscheidungen zu Grunde gelegt 

worden sind, nicht übereinstimmen. Sie kommt nur dann in Betracht, wenn das LSG einen tra-

genden abstrakten Rechtssatz in Abweichung von einem vorhandenen abstrakten Rechtssatz 

des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG aufgestellt hat. Eine Abweichung liegt folglich nicht 

schon dann vor, wenn die Entscheidung des LSG nicht den Kriterien entspricht, die das BSG 

aufgestellt hat, sondern erst, wenn das LSG diesen Kriterien widersprochen, also eigene recht-

liche Maßstäbe entwickelt hat. Nicht die Unrichtigkeit der Entscheidung im Einzelfall, sondern 

die Nichtübereinstimmung im Grundsätzlichen begründet die Zulassung der Revision wegen 

Abweichung. Darüber hinaus verlangt der Zulassungsgrund der Divergenz, dass die angefoch-

tene Entscheidung auf der Abweichung beruht. Bezogen auf die Darlegungspflicht bedeutet das 

vorstehend Gesagte, dass die Beschwerdebegründung erkennen lassen muss, welcher abs-

trakte Rechtssatz in der höchstrichterlichen Entscheidung enthalten ist und welcher im Urteil 

des LSG enthaltene Rechtssatz dazu im Widerspruch steht; ferner muss aufgezeigt werden, 

dass auch das Revisionsgericht die oberstgerichtliche Rechtsprechung in einem künftigen 

Revisionsverfahren seiner Entscheidung zu Grunde zu legen haben wird (zum Ganzen vgl BSG 

SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 72 mwN). Diesen Darlegungserfordernissen wird die Beschwer-

debegründung nicht gerecht. 

 

Was die zitierten Entscheidungen des BSG "BSG KOV 1975, 143 und BSG SozR Nr 7 zu § 118 

SGG" angeht, wird schon kein tragender abstrakter Rechtssatz benannt. Die gilt auch für die 
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zitierten Entscheidungen des BSG "SozR Nr 14 und 18 zu § 109 SGG". Ebenso wenig ist dem 

Beschwerdevorbringen ein tragender abstrakter Rechtssatz der weiter zitierten Entscheidung 

des BVerfG vom 19.9.2006 - 2 BvR 2115/01 - zu entnehmen. Sofern die Klägerin selbst formu-

liert, "als abweichender Satz zur vorliegenden Entscheidung" sei "herauszuarbeiten, dass ein 

weiteres Gutachten nach § 109 SGG zulässig ist, wenn zwischenzeitlich ein Gutachten nach 

§ 106 SGG in die Wege geleitet wurde", genügt dies den Anforderungen in keiner Weise. Mit 

ihrem Vorbringen verkennt die Klägerin zudem, dass eine Divergenz iS des § 160 Abs 2 Nr 2 

SGG nur bei einem Widerspruch im Grundsätzlichen vorliegt, nicht bei einer Unrichtigkeit im 

Einzelfall. Missversteht oder übersieht das Berufungsgericht einen höchstrichterlichen Rechts-

satz und wendet es deshalb das Recht fehlerhaft an, kann daraus nicht geschlossen werden, 

es habe einen divergierenden Rechtssatz aufgestellt. Die Bezeichnung einer Abweichung iS 

des § 160 Abs 2 Nr 2 SGG setzt vielmehr die Darlegung voraus, dass das LSG die 

höchstrichterliche Rechtsprechung im angefochtenen Urteil infrage stellt. Dies ist nicht der Fall, 

wenn es eine höchstrichterliche Entscheidung in ihrer Tragweite für den entschiedenen Fall 

lediglich verkannt haben sollte (vgl BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 73 mwN). 

 

Soweit die Klägerin eigenständig das Ergebnis der Beweiswürdigung (§ 128 Abs 1 S 1 SGG) 

des LSG angreift, kann eine Verfahrensrüge nach der ausdrücklichen Regelung des § 160 

Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG hierauf nicht gestützt werden. Auch die - vermeintliche - inhaltliche 

Unrichtigkeit des Berufungsurteils kann mit der Nichtzulassungsbeschwerde nicht angegriffen 

werden (BSG SozR 1500 § 160a Nr 7).  

 

Von einer weiteren Begründung wird abgesehen, weil sie nicht geeignet wäre, zur Klärung der 

Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (vgl § 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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